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Frau Präsidentin!  

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete!  

Zuletzt haben wir alle viel über Gewalt gegen Frauen gesprochen. Das Thema verdient 

unsere Aufmerksamkeit. Gewalt gegen Frauen, online und offline, ist längst ein Mas-

senphänomen. Aber viel zu lange wurde es als privates Problem der Betroffenen ab-

getan. Das ist es nicht. Gewalt gegen Frauen betrifft uns alle, und es ist ein Thema für 

uns alle, für uns als Gesellschaft. In der Aktuellen Stunde vor drei Wochen habe ich 

daher gesagt: „Wir werden nicht zur Tagesordnung übergehen. Wir bleiben hartnäckig, 

[…].“ Und das habe ich auch so gemeint. 

Wir als Koalition nehmen Gewalt gegen Frauen ernst – wer auch immer sie verübt. Wir 

verfolgen dabei ein Gesamtkonzept zum Schutz vor digitaler, psychischer und natür-

lich physischer Gewalt. Seit letzter Woche ist das digitale Gewaltschutzgesetz in der 

Ressortabstimmung. Unerträgliche Formen digitaler Gewalt sollen künftig strafbar 

sein, zum Beispiel das Verbreiten von Vergewaltigungsvideos, voyeuristische Aufnah-

men in der Sauna und sexualisierte Deepfakes. Betroffene werden sich selbst leichter 

wehren können. Sie können leichter Informationen über Accounts und über die Inhaber 

von Accounts erhalten und auch Accounts sperren lassen – natürlich nur dann, wenn 

ein Gericht das so entschieden hat. 
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Vor Kurzem haben wir hier auch die Einführung der elektronischen Fußfessel im Ge-

waltschutz diskutiert. Sie wird Frauen vor Femiziden schützen. 

Wir helfen Betroffenen schwerer Straftaten auch vor Gericht. Ende März haben wir den 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte auf psychosoziale Prozessbegleitung 

im Kabinett beschlossen. Damit können Betroffene häuslicher Gewalt in einem Straf-

verfahren, in einem Ermittlungsverfahren dann auch psychosoziale Begleitung erhal-

ten, sodass sie gut durch dieses Verfahren kommen. 

Gerade gestern habe ich den Gesetzentwurf zur stärkeren Berücksichtigung von Ge-

walt im Sorge- und Umgangsrecht in die Frühkoordinierung gegeben. Wir werden noch 

in diesem Monat auch den Entwurf zur Reform des familiengerichtlichen Verfahrens 

vorlegen. Zum Beispiel soll der Aufenthaltsort von Betroffenen häuslicher Gewalt im 

Gerichtsverfahren künftig besser geschützt werden. 

In der nächsten Woche wird das Kabinett den Gesetzentwurf zur IP-Adressen-Spei-

cherung beschließen. Auch hier geht es darum, zu stärkerem Schutz zu kommen. 

All diese Maßnahmen und noch viele mehr, die ich leider wegen der Zeit nicht erwäh-

nen kann, bieten Schutz vor Gewalt. Aber die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land 

fühlen sich natürlich nicht nur von Gewalt bedroht, sondern sie sind auch wirtschaftlich 

stark belastet. Das ist natürlich der zweite Teil meiner Zuständigkeit: der Verbraucher-

schutz. Es geht um hohe Lebenshaltungskosten, die auch infolge des Kriegs im Iran 

jetzt entstanden sind. Deshalb sage ich als Verbraucherschutzministerin: Wir sehen 

die Belastungen, und wir arbeiten auch für Ihre soziale Sicherheit. 

Neben den Entlastungen, die der Koalitionsausschuss am Wochenende beschlossen 

hat, mit denen es Erleichterungen bei den Energiepreisen geben wird und nach denen 

es auch eine Prämie geben kann, bleibt ein Thema: das Wohnen. Mieten sind nach 

wie vor zu teuer. Ich habe deshalb ein zweites Mietrechtspaket vorgelegt. Es soll 

Schutzlücken im Mietrecht schließen. Es soll da, wo die Mietpreisbremse umgangen 

wird – beim möblierten Wohnen, bei Indexmieten, bei Kurzzeitmietverträgen –, für po-

sitive Veränderungen sorgen. Wir sind jetzt in den Abstimmungen vor dem Kabinett, 
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und wir sind auf der Zielgeraden. Ich freue mich, wenn dann auch das Hohe Haus sich 

hier mit diesem Gesetzentwurf beschäftigt. 

Mietrecht allein baut aber keine neuen Wohnungen; das wissen wir. Bauen ist oft teuer, 

weil die aktuellen Baustandards weit über das hinausgehen, was Menschen tatsäch-

lich brauchen. Deswegen wird die Regierung bis zum Spätsommer ein Gesetz zum 

Gebäudetyp E vorlegen. Die Menschen werden dann leichter das vereinbaren können, 

was sie wirklich wollen. Ich freue mich, mit der Kollegin Verena Hubertz an diesem 

Thema weiterarbeiten zu können. 

Das sind nur kleine Schlaglichter; aber ich bin sicher, wir werden gleich noch mehr 

besprechen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

*  *  *  *  * 
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